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Als nicht planakzessorisch lässt sich die Enteignung bezeichnen, die für die 
Verwirklichung von Vorhaben durchgeführt wird, die vor dem Enteignungsver-
fahren noch kein behördliches Planungsverfahren durchlaufen haben. Anders 
als die Enteignung aufgrund Planfeststellungsbeschlusses oder zur Verwirk-
lichung der Festsetzungen eines Bebauungsplans hat die nicht planakzessori-
sche Enteignung bislang kaum Beachtung gefunden. Die Arbeit möchte diese 
Lücke füllen. Aus Sicht der rechtsanwendenden Enteignungsbehörde wird die 
Regelung dieser Konstellation in den Landesenteignungsgesetzen behandelt: 
Die gesetzlichen Enteignungsvoraussetzungen werden systematisiert und unter 
Aufarbeitung der bislang wenig berücksichtigten Rechtsprechung im Einzelnen 
ausgelegt. Es wird überlegt, ob und inwieweit die Enteignungsbehörde bei 
ihrer Prüfung an vorgelagerte Raumplanungs- und Zulassungsentscheidungen 
gebunden ist. Dabei wird deutlich, dass die Landesenteignungsgesetze die der 
Enteignungsbehörde bei der nicht planakzessorischen Enteignung obliegende 
Funktion einer „Ersatzplanfeststellungsbehörde“ nur unbefriedigend ausgestal-
ten. Insoweit werden Vorschläge für Gesetzesänderungen entwickelt. 
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Einleitung 
 
 
§ 1 Einführung in das Thema 
 
Der Bau eines Infrastrukturvorhabens lässt sich häufig nicht ohne Enteignungen 
realisieren. Eigentümer, deren Grundstücke im Bereich der geplanten Trasse 
oder am geplanten Standort liegen, sind in vielen Fällen nicht bereit, ihr Grund-
stück zu verkaufen oder belasten zu lassen. Will der Vorhabenträger trotzdem 
das Vorhaben an der geplanten Stelle verwirklichen, bleibt ihm nur eine Mög-
lichkeit, die erforderlichen Rechte zu erwerben: Er muss eine Enteignung bean-
tragen. In einem förmlichen Verwaltungsverfahren klärt die Enteignungsbehörde 
dann, ob die Voraussetzungen für eine Enteignung gegeben sind.  

In den meisten Fällen ist dem Enteignungsverfahren bereits ein behördliches 
Planungsverfahren vorausgegangen – das Vorhaben ist entweder Gegenstand 
eines Planfeststellungsverfahrens gewesen oder es liegt im Bereich eines Be-
bauungsplans. In der Praxis nehmen die planakzessorischen Enteignungen den 
größten Raum ein: Umfangreiche Verkehrsvorhaben wie der Bau von Autobah-
nen, die Verbreiterung von Kanälen oder die Verlängerung von Start- und Lan-
debahnen von Flughäfen sind regelmäßig planfeststellungspflichtig. Um diese 
Vorhaben realisieren zu können, muss eine Vielzahl von Enteignungen durchge-
führt werden. Ähnlich häufig sind Enteignungen, mit denen Festsetzungen eines 
Bebauungsplans umgesetzt werden.  

Es gibt daneben aber auch noch eine Reihe von Vorhaben, die vor dem Ent-
eignungsverfahren noch kein solches Planungsverfahren durchlaufen haben: 
kleinere, nicht planfeststellungspflichtige Gemeindestraßen und Leitungsvorha-
ben, Anlagen zur Ver- und Entsorgung oder öffentliche Einrichtungen wie 
Hochschulen, Schulen, Krankenhäuser, Theater, Museen, Sportanlagen und 
Spielplätze – wenn diese Vorhaben im unbeplanten Außenbereich oder inner-
halb im Zusammenhang bebauter Ortsteile gelegen sind. Diese Konstellation 
lässt sich als nicht planakzessorische Enteignung bezeichnen. Nicht planakzes-
sorische Enteignungen sind zwar seltener, verlangen aber von der Enteignungs-
behörde eine deutlich umfangreichere Prüfung: Da in diesen Fällen der Enteig-
nung noch kein behördliches Planungsverfahren vorausgegangen ist, nimmt die 
Enteignungsbehörde auch die Aufgaben einer Planungsbehörde wahr. Sie be-
kommt – etwas vereinfacht gesagt – die Funktion einer „Ersatzplanfeststel-
lungsbehörde“.  

Die nicht planakzessorische Enteignung stellt die Enteignungsbehörde vor 
Schwierigkeiten bei der Rechtsanwendung, denn ihre Regelung in den Landes-
enteignungsgesetzen ist an verschiedenen Stellen wenig geglückt: Bereits die 
Struktur und die Formulierung der Landesenteignungsgesetze werfen eine Reihe 
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von Auslegungsfragen auf. Es fällt schwer, den genauen Inhalt der einzelnen 
Enteignungsvoraussetzungen zu ermitteln, da die Enteignungsgesetze an zentra-
len Stellen unbestimmte Rechtsbegriffe verwenden. Außerdem lehnen sich die 
Enteignungsgesetze in den Formulierungen an Art. 14 Abs. 3 S. 1 GG an – und 
lassen damit die auch geforderte planerische Prüfung nicht erkennen. Die 
Rechtsanwendung wird zudem noch dadurch erschwert, dass die Enteignungs-
behörde bei der nicht planakzessorischen Enteignung zwar Aufgaben wahr-
nimmt, die sonst der Planfeststellungsbehörde übertragen sind – die nicht plan-
akzessorische Enteignung aber an zwei Punkten abweichend von der Enteignung 
aufgrund Planfeststellungsbeschlusses ausgestaltet ist: Entgegen der für 
Planungsentscheidungen typischen zeitlichen Reihenfolge kann der 
Vorhabenträger bereits mit der Verwirklichung des Vorhabens beginnen, bevor 
die Enteignungsbehörde die Vorhabenplanung abwägend nachvollzogen hat. 
Außerdem wird die Prüfung der Enteignungsbehörde nicht mit vorgelagerten 
Raumplanungs- oder Zulassungsentscheidungen verknüpft. Es fehlen 
Regelungen, die eine Bindung der Enteignungsbehörde anordnen, im 
Unterschied zum Planfeststellungsbeschluss entfaltet der Enteignungsbeschluss 
auch keine Konzentrationswirkung. 
 
 
§ 2 Ziel der Arbeit 
 
Anders als die beiden Spielarten der planakzessorischen Enteignung, die in jün-
gerer Zeit Gegenstand von Monographien gewesen sind1, hat die nicht planak-
zessorische Enteignung bislang nur wenig Beachtung gefunden2. Die Arbeit 
möchte diese Lücke füllen und eine systematische Darstellung der nicht planak-
zessorischen Enteignung geben. Dabei wird zwar primär eine praktische Zielset-
zung verfolgt: Die Arbeit greift die angesprochenen Schwierigkeiten bei der 
Rechtsanwendung auf und möchte Hilfestellung für die Tätigkeit der Enteig-
nungsbehörde geben. Dieses Ziel grenzt die Darstellung ein: Es geht um die ge-
setzlichen Voraussetzungen, die die Enteignungsbehörde bei der Enteignung 
von Vorhaben prüft, die noch kein Planungsverfahren durchlaufen haben. Bei 
ihrer Behandlung wird der Blickwinkel des Rechtsanwenders eingenommen. 
Der Untertitel macht diese Eingrenzung deutlich: „Prüfung der Voraussetzungen 
durch die Enteignungsbehörde“. Die Probleme, die bei der Rechtsanwendung 
                                                 
1  D. Hönig, Fachplanung und Enteignung, 2001; A. Stadler, Die Enteignung zur Verwirk-

lichung von Festsetzungen eines Bebauungsplans, 2001. 
2  Neben wenigen Aufsätzen befassen sich nur Kommentierungen der Landesenteignungs-

gesetze mit diesem Thema. Zu erwähnen sind die Kommentare zum Bayerischen Gesetz 
über die entschädigungspflichtige Enteignung von P. Molodovsky/S. Graf v. Bernstorff 

und von K. Puhr-Westerheide sowie zum Niedersächsischen Enteignungsgesetz von H. 

Behre/K.-H. Wagenknecht. 
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auftauchen, lassen sich aber nur lösen, wenn auch der Zusammenhang betrachtet 
wird, in dem die nicht planakzessorische Enteignung steht: Hilfe bei der Ausle-
gung der Landesenteignungsgesetze sowie Einblicke in Unstimmigkeiten bei 
ihrer Systematik lassen sich durch einen Blick auf die parallele Regelung der 
Enteignung aufgrund Planfeststellungsbeschlusses gewinnen. Die Frage nach 
einer Bindung an vorgelagerte Raumplanungsentscheidungen kann nur beant-
wortet werden, wenn die Funktion geklärt wird, die die Enteignungsbehörde bei 
der nicht planakzessorischen Enteignung im Rahmen der mehrstufigen Planung 
eines Vorhabens einnimmt. Grundsätzlich geklärt werden muss auch die Stel-
lung der Enteignungsbehörde innerhalb der Verwaltung, um die Frage nach 
Auswirkungen von vorgelagerten Zulassungsentscheidungen auf ihre Prüfung 
entscheiden zu können. Damit geht der Anspruch der Arbeit darüber hinaus, nur 
eine Anleitung zur Anwendung der Landesenteignungsgesetze für den Fall einer 
nicht planakzessorischen Enteignung zu sein. Es soll vielmehr dieses bislang 
wenig beachtete Gebiet des besonderen Verwaltungsrechts auch in seinem Kon-
text dargestellt werden. 
 
 
§ 3 Gang der Darstellung 
 
Der Aufbau der Arbeit zeichnet im Wesentlichen den Prüfungsgang der Enteig-
nungsbehörde nach: Im 1. Teil wird die nicht planakzessorische Enteignung von 
den beiden Formen der planakzessorischen Enteignung abgegrenzt. Gegenstand 
des 2. Teils sind die gesetzlichen Voraussetzungen, die die Enteignungsbehörde 
bei der nicht planakzessorischen Enteignung zu prüfen hat. Es wird zunächst ein 
Vorschlag für ihre Systematisierung gegeben. Danach wird entsprechend der 
Reihenfolge, in der die Enteignungsbehörde ihre Prüfung durchführt, jede Ent-
eignungsvoraussetzung im Einzelnen ausgelegt. Dabei wird auch die bislang 
wenig berücksichtigte Rechtsprechung zur nicht planakzessorischen Enteignung 
aufgearbeitet. Hier liegt vom Umfang her der Schwerpunkt der Arbeit. Im 
3. Teil wird nach der Verknüpfung der nicht planakzessorischen Enteignung mit 
vorgelagerten Raumplanungs- und Zulassungsentscheidungen gefragt. Es wird 
überlegt, ob und inwieweit die Enteignungsbehörde bei ihrer Prüfung an diese 
Entscheidungen gebunden sein kann, obwohl gesetzliche Regelungen dazu feh-
len. Im Schlussteil werden die bereits erwähnten problematischen Punkte noch 
einmal aufgegriffen: Es wird überlegt, ob die Enteignungsbehörde die Schwie-
rigkeiten bei der Rechtsanwendung umgehen kann – und zwar durch die Wahl 
des in den meisten Enteignungsgesetzen als Alternative zum Enteignungsverfah-
ren vorgesehenen enteignungsrechtlichen Planfeststellungsverfahrens. Außer-
dem werden hier Vorschläge für Gesetzesänderungen entwickelt. 
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1. Teil:  Einordnung der nicht planakzessorischen Enteig-
nung 

 
 
Gegenstand dieser Arbeit ist die Anwendung von Enteignungsgesetzen durch 
die Enteignungsbehörde – und zwar für den besonderen Fall der nicht planak-
zessorischen Enteignung. Um diesen Sachverhalt einordnen zu können, soll in 
diesem Teil ein Überblick über die gesetzlichen Grundlagen für die Arbeit der 
Enteignungsbehörde insgesamt gegeben werden (§ 1) sowie über die Vorhaben, 
für deren Verwirklichung nach diesen Gesetzen die Enteignung zulässig ist 
(§ 2). Ausgangspunkt für die Abgrenzung zwischen den verschiedenen Fallge-
staltungen ist die Frage, ob das Vorhaben, für dessen Realisierung die Enteig-
nung durchgeführt werden soll, bereits ein Planungsverfahren durchlaufen hat. 
In einem nächsten Schritt wird deswegen gezeigt, für welche der genannten 
Vorhaben Flächen in einem Bebauungsplan festgesetzt werden können und wel-
che Gegenstand eines Planfeststellungsverfahrens sind. Hat ein Vorhaben keines 
der beiden Planungsverfahren durchlaufen, dann liegt eine nicht planakzessori-
sche Enteignung vor. Für die drei genannten Konstellationen hat der Gesetzge-
ber die Enteignung jeweils auf unterschiedliche Weise geregelt (§ 3). 
 
 
§ 1 Enteignungsgesetze 
 
Die gesetzlichen Grundlagen für die Arbeit der Enteignungsbehörde sind zer-
splittert und müssen als wenig übersichtlich bezeichnet werden. 
 
 
A. Bundesgesetze 
 
Dem Bund kommt eine bereits im Grundgesetz formulierte Annexkompetenz für 
das Recht der Enteignung zu. Nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 14 GG besitzt der Bund 
die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für das Recht der Enteignung, so-
weit sie auf den Sachgebieten der Art. 73 und 74 GG in Betracht kommt.3  
 
 
 
 
 
                                                 
3  Vgl. hierzu die ausführliche Kommentierung von C. Pestalozza, in: v. Mangoldt/Klein, 

GG Bd. 8, Art. 74 Rn. 926 ff.  
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I. Geregelte Sachgebiete 
 
An Sachgebieten der Art. 73 und 74 GG, auf denen der Bund Regelungen über 
die Enteignung getroffen hat, seien folgende genannt4: 
- Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung (Art. 73 

Abs. 1 Nr. 1 GG): 
 Gesetz über die Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidigung (Landbe-

schaffungsgesetz) vom 23.2.19575, 
- Luftverkehr (Art. 73 Abs. 1 Nr. 6 GG): Luftverkehrsgesetz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 10.5.20076, 
- Bau von Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes (Art. 73 Abs. 1 Nr. 

6 a GG): Allgemeines Eisenbahngesetz vom 27.12.19937, 
Gesetz über den Bau und den Betrieb von Versuchsanlagen zur Erprobung 
von Techniken für den spurgeführten Verkehr vom 29.1.19768, 

- Bergbau (Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG): Bundesberggesetz vom 13.8.19809,  
- Energiewirtschaft (Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG): Gesetz über die Elektrizitäts- 

und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz) vom 7.7.200510, 
- städtebaulicher Grundstücksverkehr (Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG): Bauge-

setzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.9.200411, 
- dem allgemeinen Verkehr dienende Binnenwasserstraßen (Art. 74 Abs. 1 

Nr. 21 GG): Bundeswasserstraßengesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.5.200712, 

- Bau und Unterhaltung von Landstraßen für den Fernverkehr (Art. 74 Abs. 1 
Nr. 22 GG): Bundesfernstraßengesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28.6.200713,  

- Schienenbahnen, die nicht Eisenbahnen des Bundes sind, mit Ausnahme 
der Bergbahnen (Art. 74 Abs. 1 Nr. 23 GG): Gesetz zur Regelung des Pla-
nungsverfahrens für Magnetschwebebahnen vom 23.11.199414, 

                                                 
4  Vgl. auch folgende Übersichten zu den Enteignungsregelungen im Bundesrecht: P. Mo-

lodovsky/S. Graf v. Bernstorff, Enteignungsrecht in Bayern, unter 3; P. Runkel, in: 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 85 Rn. 182 ff. 

5  BGBl. I S. 134, zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.2006, BGBl. I S. 2407. 
6  BGBl. I S. 698, zuletzt geändert durch Gesetz vom 1.6.2007, BGBl. I S. 991. 
7  BGBl. I S. 2378, 2396, berichtigt BGBl. I 1994 S. 2439, zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 16.7.2007, BGBl. I S. 1383. 
8  BGBl. I S. 241, zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.2006, BGBl. I S. 2407. 
9  BGBl. I S. 1310, zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.8.2006, BGBl. I S. 2833. 
10  BGBl. I S. 1970, berichtigt S. 3621, zuletzt berichtigt durch Gesetz vom 26.3.2007, 

BGBl. I S. 358. 
11  BGBl. I S. 2414, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2006, BGBl. I S. 3316. 
12  BGBl. I S. 962. 
13  BGBl. I S. 1206. 
14  BGBl. I S. 3486, zuletzt geändert durch Gesetz vom 9.12.2006, BGBl. I S. 2833. 
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 Personenbeförderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8.8.199015. 

 
 
II. Verzicht auf ein allgemeines Bundesenteignungsgesetz 
 
Auf den genannten Sachgebieten hat der Bund die konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz für „das Recht der Enteignung“. Regelungsgegenstände dieses 
Gebietes sind folgende: die Zulässigkeit der Enteignung, die Enteignungsent-
schädigung und das Enteignungsverfahren. 

Gesetzgebungstechnisch hätte die Schaffung eines allgemeinen Bundesent-
eignungsgesetzes nahe gelegen, das – mit entsprechenden Verweisen aus den 
Fachgesetzen – das Recht der Enteignung für alle Sachgebiete hätte umfassend 
und einheitlich regeln können. Auf diese Weise hätten nicht nur Doppelregelun-
gen, sondern auch unplausible Abweichungen von an sich parallel liegenden Be-
stimmungen vermieden werden können.16 Ein entsprechendes Gesetz hätte wei-
ter als Vorbild für die Landesgesetzgeber dienen können und auch insoweit ei-
nen Beitrag zur Rechtsvereinheitlichung leisten können. Doch trotz der genann-
ten Vorteile hat der Bund die unterschiedlichen Pläne für ein Bundesenteig-
nungsgesetz nicht realisiert17: Zunächst im Vordergrund stand eine einheitliche 
Regelung der Entschädigung wie sie der Entwurf eines Gesetzes über die Ent-
schädigung für die Enteignung von Grundstücken, die Beschränkung von 
Grundeigentum und die Entziehung und Beschränkung anderer Rechte aus dem 
Jahre 1955 beinhaltete.18 Ein umfassender Ansatz wurde mit den – nicht veröf-
fentlichten – Entwürfen zu einem Bundesenteignungsgesetz aus den Jahren 1955 
und 1958 verfolgt. Nach § 1 Entwurf BEntG 1958 war das Bundesenteignungs-
gesetz als Blankettgesetz ausgestaltet, das Anwendung finden sollte, wenn nach 
anderen bundesrechtlichen Vorschriften eine Enteignung für zulässig erklärt 
worden war. Obwohl die Gesetzgebungsarbeiten schon so weit gediehen waren, 
dass bereits auf das Bundesenteignungsgesetz verwiesen wurde (so § 28 Abs. 2 
LuftVG von 1959/65), wurde der Entwurf nach Verkündung des Bundesbauge-
setzes (1960) nicht mehr weiter verfolgt. Ein allgemeines Bundesenteignungsge-
setz scheint somit nach Auffassung des Bundesgesetzgebers durch die umfas-
sende Regelung des Rechts der Enteignung im Baugesetzbuch entbehrlich ge-
worden zu sein. 

                                                 
15  BGBl. I S. 1690, zuletzt geändert durch Gesetz vom 7.9.2007, BGBl. I S. 2246. 
16  Vgl. das Beispiel zum Besitzeinweisungsbeschluss bei F. Weyreuther, DVBl. 1972, S. 

93; dazu auch G. Friedrich, Rechtsprobleme beim Erlass eines Bundesenteignungsge-
setzes, S. 3 ff. 

17  Dazu im Einzelnen W. Blümel, Die Planfeststellung, S. 169 ff. 
18  BT-Drs. III/436. 
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Regelungstechnisch hat der Bundesgesetzgeber damit einen anderen Weg be-
schritten: Das Recht der Enteignung wurde nicht selbständig geregelt, sondern 
immer im Zusammenhang mit dem jeweiligen Sachgebiet der Art. 73 und 
Art. 74 GG. Dabei variiert der Umfang der Regelungen beträchtlich. Die ge-
nannten Kernfragen – Zulässigkeit der Enteignung, Entschädigung und Verfah-
ren – werden außer im Baugesetzbuch (§§ 85 ff.) umfassend noch im Landbe-
schaffungsgesetz (§§ 1 ff.) und im Bundesberggesetz (§§ 77 ff.) behandelt. 

Nur auf die Festlegung des Enteignungszwecks beschränkt sich der Bundes-
gesetzgeber in folgenden der oben genannten Fachgesetze: § 28 LuftVG, § 22 
AEG, § 10 des Gesetzes über den Bau und den Betrieb von Versuchsanlagen zur 
Erprobung von Techniken für den spurgeführten Verkehr, § 45 EnWG, § 44 
WaStrG, § 19 FStrG, § 7 MBPlG, § 30 PBefG. Im Übrigen wird auf die Enteig-
nungsgesetze der Länder verwiesen.  
 
 
III. Verweisung auf Landesgesetze 
 
Die Verweisung in den genannten Gesetzen hat verschiedene Fragen aufgewor-
fen19, deren Ausgangspunkt der Befund ist, dass die bundesrechtlichen Fachge-
setze nicht ebenfalls auf Bundesgesetze, sondern auf Gesetze eines anderen Ge-
setzgebers, nämlich die eines Landesgesetzgebers, verweisen: Werden die in 
Bezug genommenen Landesenteignungsgesetze durch die Verweisung aus den 
Bundesgesetzen auch zu Bundesrecht oder bleiben sie Landesrecht?20 Handelt es 
sich überhaupt um eine „echte“ Verweisung, soll nicht vielmehr nur klargestellt 
werden, was Art. 72 Abs. 1 GG ohnehin schon festlegt? Falls es sich doch um 
eine Verweisung handelt: Bedeutet die gewählte Form einer dynamischen Ver-
weisung bei dem Verweis auf Recht eines anderen Gesetzgebers nicht eine ver-
fassungsrechtlich bedenkliche Übertragung von Gesetzgebungsbefugnissen?21 

Die Beantwortung der letzten Frage ergibt sich aus den Regelungen des 
Grundgesetzes über die Verteilung der Gesetzgebungszuständigkeiten zwischen 

                                                 
19  Zu diesen Fragen C. Pestalozza, in: v. Mangoldt/Klein, GG Bd. 8, Art. 74 Rn. 945. All-

gemein zum Thema Verweisung grundlegend H.-U. Karpen, Die Verweisung als Mittel 
der Gesetzgebungstechnik; T. Clemens, AöR Bd. 111 (1986), S. 63 ff. Zu der Verwei-
sung in § 12 Abs. 3 (jetzt § 45 Abs. 3) EnWG vor In-Kraft-Treten des Sächsischen En-
teignungs- und Entschädigungsgesetzes SächsVerfGH, Beschl. v. 24.2.2000 – Vf 37-IV-
99, LKV 2000, S. 301; dazu L. Jaeckel, SächsVBl. 2000, S. 205. 

20  Dazu W. Blümel, Die Planfeststellung, S. 173 ff. 
21  Zu dieser Frage ausführlich D. Hönig, Fachplanung und Enteignung, S. 118 ff. m.w.N. 

Zu dynamischen Verweisungen von Landesrecht auf Bundesrecht: Nach BVerwG, 
Beschl. v. 3.3.2005 – 7 B 151/04, NuR 2006, S. 100 ist der Verweis eines Landesverwal-
tungsverfahrensgesetzes auf das Bundesverwaltungsverfahrensgesetz verfassungsrecht-
lich unbedenklich; kritisch aber H.-J. Pabst, NVwZ 2005, S. 1034 zu Verweisungen im 
Zuge der Schuldrechtsreform. 


